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Änderungsantrag zu GS-SZ-01

Nach Zeile 161 einfügen:
Besserer Schutz vor Geschlechtskrankheiten und ungewollten
Schwangerschaften

Aus unserer Sicht sind die Gesetze für den Schutz vor Geschlechtskrankheiten und
ungewollten
Schwangerschaften mehr als unzureichend. Auch an der finanziellen Situation vieler
Bürgerinnen und Bürger und der zu komplizierten und zu seltenen Kostenübernahme
von
Verhütungsmitteln ist es unserer Ansicht nach geschuldet, dass die Infektionszahlen
wieder
rapide steigen. Zu oft wird das Thema Verhütung auch als reines Frauenthema
betrachtet. Wir
sind der Ansicht, dass dies seinen Ursprung auch darin hat, dass im Regelfall lediglich
die
Kosten der Pille übernommen werden. Deswegen, und wegen Infektionszahlen in
teilweise
sechsstelligen Bereichen, fordern wir, dass unabhängig von Alter und Geschlecht die
Krankenkassen verpflichtet werden, begrenzte Kontingente an Verhütungsmitteln zur
Verfügung
zu stellen. Wir möchten, dass jede Frau kostenlosen Zugang zur Pille und alle Frauen
und
Männer kostenlosen Zugang zu Präservativen erhalten. Wir sind davon überzeugt,
dass diese
Maßnahme die Anzahl an Schwangerschaftsabbrüchen senkt, die steigenden
Infektionszahlen
eindämmt, das Thema Verhütung aus der Klassifizierung "Frauensache" holt und
Folgekosten
durch Krankheitsbehandlungen verhindert, wodurch auch unsere Krankenkassen
langfristig
entlastet werden.

Begründung

Die aktuelle Gesetzeslage zur Kostenübernahme von Verhütungsmitteln ist in
Deutschland gegenwärtig veraltet und/oder unzureichend. Dies führt zu einer Reihe an
Problemen.

Zunächst wird das Thema Verhütung von vielen Mitgliedern der Gesellschaft noch
immer als ein reines Frauenthema betrachtet. Es muss zumindest in Erwägung
gezogen werden, dass dies zum Teil auch in der alleinigen Kostenübernahme der Pille
geschuldet ist, auch wenn diese nur bis zu einem bestimmten Lebensjahr erfolgt.
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Des Weiteren mag die Pille zwar effektiv ungewollte Schwangerschaften verhindern,
bietet jedoch keinen Schutz vor Geschlechtskrankheiten oder HIV-Infektionen. Laut

Robert-Koch-Institut gab es 2014 schätzungsweise 3200 Neuinfektionen1. Die Anzahl
der Infektionen mit Geschlechtskrankheiten ist jedoch nur schwer zu benennen, da
nicht alle Geschlechtskrankheiten auch Meldepflichtig sind. Man stellte jedoch fest,
dass sich die jährliche Ansteckungsrate bei ausgewählten Krankheiten teilweise in
sechsstelligen Zahlen bewegt. Die Behandlung all dieser Infektionen verursacht
enorme Kosten für Deutschlands Krankenkassen. Das dafür aufgewendete Geld könnte
mit der Änderung der aktuellen Gesetzeslage besser in die Prävention gesteckt
werden.

Da der Faktor Geld für viele Menschen auch dann eine Rolle spielt, wenn sie keine
Sozialhilfe bekommen und somit kein Recht auf Erstattung der Kosten haben, ist es
nicht nur möglich, sondern auch sehr wahrscheinlich, dass sich für die Krankenkassen
die Investition in Präservative für die Bevölkerung auch finanziell lohnen würde.

Hinzu kommt die Tatsache, dass die Anzahl an Schwangerschaftsabbrüchen im Jahr

2016 nur knapp unter der Grenze von 100.000 Fällen lag2. Obwohl die Zahlen seit
mindestens 2009 rückläufig sind, könnte diese Anzahl noch weiter gesenkt werden,
wenn man Frauen und Männern die unkomplizierte und kostenfreie Möglichkeit der
Verhütung bieten würde.

Wäre es also möglich, unter Vorlage der Krankenkassenkarte bei jeder beliebigen
Apotheke zumindest ein gewisses monatliches Kontingent an kostenfreien
Verhütungsmitteln zu erhalten, könnte dies bei vergleichsweise geringem finanziellen
Aufwand der gesellschaftlichen Gesundheit, der Gleichstellung von Mann und Frau,
dem Seuchenschutz und sogar der finanziellen Stabilität der Krankenkassen förderlich
sein. Die genaue Höhe der finanziellen Einsparungspotenziale sollte hierbei in
Zusammenarbeit mit Deutschlands Krankenkassen noch genauer analysiert werden.

1https://www.rki.de/DE/Content/Service/Presse/Pressemitteilungen/2015/08_2015.html

2https://www.destatis.de/DE/ZahlenFakten/GesellschaftStaat/Gesundheit/
Schwangerschaftsabbrue---che/Tabellen/
RechtlicheBegruendung.html;jsessionid=C1F08AEC6103B37218F125683E53A6BF.cae1
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